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			Proteste zum Lagarde-Besuch

			Demonstranten kritisieren IWF-Abkommen
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			Das IWF-Abkommen stand im Mittelpunkt der Proteste. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - Bislang spielten die diesjährigen G20-Ministertreffen in Buenos Aires in der argentinischen Öffentlichkeit keine übergroße Rolle. Doch der Besuch von Christine Lagarde, der Direktorin des Internationalen Währungsfonds (IWF), beim Treffen der G20-Finanzminister hat viele Menschen, die mit der aktuellen Regierungspolitik nicht einverstanden sind, mobilisiert. Das Kreditabkommen, das Präsident Mauricio Macri mit dem IWF geschlossen hat, weckt bei vielen böse Erinnerungen an die Staatspleite im Jahr 2001.

			Die aktuelle Finanzhilfe beinhaltet ein Volumen von bis zu 50 Milliarden Dollar. Im Gegenzug verpflichte sich die Macri-Regierung, das Haushaltsdefizit deutlich schneller abzubauen (wir berichteten).

			Am Sonnabend versammelten sich Anhänger linksgerichteter Parteien, Bewegungen und Gewerkschaften an der Kreuzung der Straßen Pueyrredón und Las Heras, um ihrem Unmut in Nähe des G20-Tagungszentrums Luft zu machen. 

			„Wir lehnen die Anwesenheit von Lagarde und dem IWF in Argentinien ab. Diese bedeuten härteste soziale Einschnitte“, erboste sich der Kongressabgeordnete Nicolás del Caño. Der Politiker der Linksfront forderte die großen Gewerkschaften auf, einen Aktionsplan mit einem landesweiten Generalstreik auf den Weg zu bringen.

			Als einen „Kampfplan“, der gegen die Arbeiter gerichtet sei, bezeichnete Vanina Biasi von der Arbeiterpartei (PO) die Vereinbarung mit dem IWF. Die zu erwartenden sozialen Einschnitte gingen vor allem auf Kosten der Rentner und der Arbeiter, deren Löhne gekürzt würden.

			Drastische Worte fand auch die Gewerkschafterin Silvia León: „Das Abkommen besiegelt die Auslieferung unserer Existenzen an die Diktatur des Marktes.“

			Sicherheitskräfte verhinderten, dass sich die Demonstranten dem in Recoleta gelegenen Kongresszentrum näherten. „Sie haben eine sehr große Operation durchgeführt, die das Recht auf Versammlungsfreiheit absolut begrenzt“, beklagte sich Myriam Bregman, die für die Linksfront im Stadtparlament von Buenos Aires sitzt. 
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			Christine Lagarde und Mauricio Macri. (Foto: dpa)

			Macri empfing Lagarde am Vorabend des G20-Treffens in seiner Residenz in Olivos zu einem Abendessen. Bereits zuvor war die Französin zu Arbeitsgesprächen mit Finanzminister Nicolás Dujovne und Zentralbankchef Luis Caputo zusammengetroffen. Dabei betonte Lagarde ihre Bereitschaft, Macris Reformkurs zu unterstützen. 

			Aus dem Finanzministerium hieß es, die IWF-Direktorin habe die Haushaltsbilanzen der argentinischen Regierung gelobt. Zudem stehe sie hinter den Zielen der argentinischen G20-Präsidentschaft, die ihre Schwerpunkte auf die Themen Zukunft der Arbeit und Infrastruktur lege. Die zur Schau getragene Harmonie auf Staatsebene stand im krassen Kontrast zu Wut und Protest auf den Straßen.
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			Maurer unterstützt Reformkurs

			Schweizer Wirtschaftsminister zu Gast in Argentinien 

			Von Felix Ferraris
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			Der Schweizer Finanzminister Ueli Maurer. (Foto: Schweizer Botschaft)

			Buenos Aires - Die Schweiz unterstützt die Reformen der argentinischen Regierung sowie deren Öffnung hin zum globalen Markt und will weiterhin in die argentinische Wirtschaft investieren. Das wurde deutlich bei einer Pressekonferenz, die der Schweizer Finanzminister Ueli Maurer vor wenigen Tagen unmittelbar vor dem G20 Treffen im „Hotel Alvear“ von Buenos Aires abhielt.

			„Ich freue mich, dass wieder ein G20-Treffen in Buenos Aires stattfindet“, meinte Maurer. Es sei weiterhin positiv, dass Präsident Mauricio Macri eine Politik verfolge, die zum Ziel habe, „der Welt die Türen zu öffnen“, würdigte der Politiker der Schweizerischen Volkspartei (SVP).

			Immerhin sei Argentinien der drittwichtigste lateinamerikanische Partner der Schweiz, so Maurer. Argentinien sieht er auf dem richtigen Weg: „Die Schweiz unterstützt die argentinische Regierung sowie ihren Reformkurs voll und ganz“. Dieser sei notwendig, um die argentinische Wirtschaft weiter zum globalen Markt hin zu öffnen. Wichtig sei es nun vor allem, den Dialog zwischen den Finanzsektoren beider Länder aufrechtzuerhalten. 

			Herbert Scheidt, der Präsident der Schweizer Bankiervereinigung, schloss sich dem Gesagten an und unterstrich auch die Wichtigkeit der Schweiz für die argentinische Wirtschaft. Schließlich handelt es sich bei Eidgenossenschaft um einen wirtschaftlich potenten Partner. Die Schweiz gehört traditionell zu den zehn größten Investorenländern in Argentinien.

			Als nächster hatte Thomas Jordan, der Präsident der Schweizerischen Zentralbank, das Wort. Er bezog sich auf Themen, die auch beim G20-Treffen auf der Agenda standen. „Weltweit wird die Wirtschaft schwächer“, äußerte er sich. Auch wenn sich die USA wirtschaftlich stabil zeigen sollen, könnte es in der Europäischen Union und in Großbritannien merkliche Rückgänge geben. 

			Das wiederum unterstreiche die Wichtigkeit eines modernisierten, universell zugänglichen globalen Handelssystems. „Es ist der Schweiz ein wichtiges Anliegen, weiterhin in die argentinische Wirtschaft und Infrastruktur zu investieren“, schloss er. Folglich sei man auch ständig auf der Suche nach Privatinvestoren.

			Schließlich stellte sich Claudia Dill, Hauptgeschäftsführerin der Versicherung Zurich Insurance in Südamerika, vor. Sie sprach sich dafür aus, nicht nur in Argentinien, sondern in die wirtschaftliche Entwicklung des gesamten südamerikanischen Subkontinents zu investieren. Dafür sei es für die Schweiz nötig, lokal stark vertreten zu sein. „Eine Firma in Buenos Aires lässt sich nicht von Zürich aus managen. Man braucht lokale Experten, die die Wirtschaft des Landes verstehen.“ So könne direkter und gezielter investiert werden. (AT/flx)
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			Die Woche in Argentinien

			Rekordstrafe für Moyano

			Neue Zuspitzung im Streit zwischen der Regierung und der von Hugo Moyano geführten Gewerkschaft der Fernfahrer: Am Freitag verhängte das Arbeitsministerium eine Rekordstrafe von 810 Millionen Pesos gegen die Arbeitnehmervertretung, da diese Ende 2017 während laufender Verhandlungen zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern gestreikt und somit gegen geltendes Recht verstoßen habe. Moyano sprach von „politischer Verfolgung“ und drohte: „Wenn sie uns das Geld wegnehmen, machen sie unser Sozialwerk kaputt. In diesem Fall werden wir unsere Kranken zur Präsidentenresidenz Olivos oder zum Arbeitsministerium fahren, damit sie dort behandelt werden“, so Moyano. Arbeitsminister Jorge Triaca hingegen betonte, dass er entschlossen sei, das Recht durchzusetzen: „Niemand steht über dem Gesetz. Auch Moyano nicht.“ Erst vor wenigen Wochen hatten die Fernfahrer triumphiert, als sie bei den Tarifverhandlungen eine Lohnerhöhung um 25 Prozent durchsetzen. Dies lag deutlich höher als die vom Staat vorgegebene Richtlinie, die höchstens 20 Prozent vorsah.

			Militär im Landesinneren

			Präsident Mauricio Macri will das Militär für die innere Sicherheit einsetzen. Nach seinen Plänen sollen die Soldaten im Kampf gegen Drogenhandel und Terrorismus tätig werden und auch zur Sicherung strategischer Orte wie Atomkraftwerken beitragen, sagte Macri am Montag. Der Schritt gilt als beispiellos seit dem Ende der Militärdiktatur 1983. Ein Dekret aus dem Jahr 2006 hatte die Rolle der Streitkräfte auf die Verteidigung gegen Angriffe durch andere Staaten beschränkt. Die Reformpläne des Präsidenten werden von Menschenrechtlern und Oppositionspolitikern als undemokratisch kritisiert. Der Friedensnobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel warf Macri vor, mit dem Einsatz des Militärs im Inneren gegen das Gesetz zu verstoßen. Die Erinnerung an die Militärdiktatur, während der Tausende Menschen unter mysteriösen Umständen verschwanden, ist immer noch wach. 

			Polizeieinsatz

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires will energischer gegen die Kriminalität im Großraum Buenos Aires vorgehen. Sie kündigte die Entsendung von mehr als 12.000 Polizisten an, die an Brennpunkten zum Einsatz kommen sollen, um die Ordnung zu gewährleisten. Die Maßnahme ist für einen Monat konzipiert und erstreckt sich auf alle 27 Bezirke des Großraums sowie auf die Provinzhauptstadt La Plata. Der Fokus liegt auf dem Kampf gegen die sogenannten „Motochorros“. Dabei handelt es sich um Diebe, die vom Motorrad aus ihren Opfern Gegenstände entwenden. Dieses Unwesen hat in letzterer Zeit zugenommen. (AT/mc/dpa)
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			Die Finanzierung der Politik

			Von Juan E. Alemann

			Der Skandal mit den Personen, die bei der letzten Wahl von der Regierungskoalition Cambiemos als Beitragende aufgeführt wurden, jedoch verneint haben, dies getan zu haben, hat zunächst hohe Wogen geschlagen. Der Fall bezieht sich auf die Provinz Buenos Aires, so dass die Gouverneurin María Eugenia Vidal sofort eine Untersuchung angeordnet und die für die Kontrolle zuständige Beamtin entlassen hat. Indessen stellt dies das Wahlergebnis nicht in Frage, und wie der Fall strafrechtlich eingestuft wird, steht noch nicht fest. Danach wurde ein noch schlimmerer Fall, mit erfundenen Spendern und falschen DNI-Dokumenten, bei der Partei von Cristina K. in Entre Rios aufgedeckt. Und es folgen noch viele andere.

			Die Finanzierung der Politik ist auf der ganzen Welt nicht geklärt und in Argentinien noch weniger. In der Tat erhalten hier Politiker das Geld für ihre Wahlfeldzüge nicht von den Mitgliedern ihrer Parteien, oder auf alle Fälle nur zum geringsten Teil. Die Beiträge stammen, direkt oder indirekt, hauptsächlich von Großunternehmen und Gewerkschaften, wobei man davon ausgeht, dass erstere mehr Geld an Parteien mit einem konservativen Anstrich und die zweiten eigentlich nur den Justizialismus finanzieren. Wie weit diese Finanzierung dann auch mit Versprechen und Verpflichtungen der Politiker verbunden ist, ist ein Thema, über das allgemein geschwiegen wird.

			Die Beiträge an politische Parteien haben jedoch weder bei Unternehmen, noch bei Gewerkschaften, eine legale Grundlage. Bei Aktiengesellschaften müssten sie von einer Generalversammlung genehmigt werden, und auch so wären sie nur zulässig, wenn sämtliche Aktionäre zustimmen, da Spenden dieser Art in den Statuten nicht vorgesehen sind. Aber außerdem können diese Beiträge steuerlich nicht vom Gewinn abgezogen werden.

			Bei den Gewerkschaften hat die Finanzierung von Parteien auch keine legale Grundlage, auch wenn dies von Generalversammlungen genehmigt wird. Wobei sich ohnehin in der Regel nur wenige Mitglieder an diesen beteiligen. Spenden an Parteien gehören nicht zu den Ausgaben, die bei Gewerkschaften zugelassen sind.

			All dies führt dazu, dass die Finanzierung von Parteien, Politikern und der Politik im allgemeinen weitgehend schwarz ist, was dann den Parteien ein Problem stellt, vor allem nachdem das Thema vor einigen Jahren gesetzlich geregelt wurde. Weder das Steueramt, noch sonst ein staatliches Amt, kümmern sich um dies, und somit wird faktisch diese schwarze Finanzierung beglaubigt.

			Das Geld für die Politik erschöpft sich jedoch nicht mit den Beiträgen an die Parteien. Hinzu kommen unter vielen anderen Finanzierungen folgende: 1. Das Institut Patria, das von Cristina Kirchner geleitet wird. 2. Die Zeitung Página/12, die sich für Cristina einsetzt und mit dem Verkauf der wenigen Exemplare und Anzeigen gewiss nicht bestehen kann. 3. Der Fernsehkanal C5N, der intensiv Propaganda für Cristina und Kritik an Macri betreibt und auch keine finanzielle Grundlage hat. Dabei wird wahrscheinlich auch der Journalist Victor Hugo Morales finanziert, der gewiss nicht umsonst arbeitet und offene Parteipropaganda betreibt. Beim Institut Patria haben die Verantwortlichen nicht einmal zugelassen, dass die Kontrollbehörde feststellt, wer es finanziert. Würde das Steueramt sich um diese u.a Fälle kümmern, dann käme es wohl zu einem großen Skandal und vielen Strafprozessen. Cristina Kirchner hat ein bedeutendes “schwarzes” Vermögen im Ausland. Sie setzt es bestimmt auch für Politik ein. Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen.
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			Im Blickfeld: Der ewige Türke

			Von Stefan Kuhn

			Es mag am medialen Sommerloch auf der Nordhalbkugel liegen, aber in Deutschland gibt es derzeit nur ein Thema: den Rücktritt Mesut Özils aus der Nationalmannschaft. Am Sonntag hatte der 92-fache Nationalspieler und Weltmeister 2014 in einer dreiteiligen Erklärung über den Kurznachrichtendienst Twitter erklärt, nicht mehr für Deutschland spielen zu wollen.

			Der erste Teil ist schwach, denn es gibt keine Rechtfertigung für das Treffen mit Erdogan, bei dem auch der deutsche Nationalspieler Ilkay Gündogan dabei war. Özil erklärt per Twitter, dass zwei Herzen in seiner Brust schlagen, ein deutsches und ein türkisches, und dass es eine Frage des Respekts gewesen sei, den Präsidenten des Heimatlandes seiner Familie zu treffen. Ihm sei es nicht um Politik und die anstehenden Präsidentschaftswahlen gegangen, sondern um das Staatsoberhaupt. Die Person Erdogan habe dabei keine Rolle gespielt.

			Es fällt schwer das zu glauben. Selbst wenn man sich bemüht, die Schuld auf Özils Berater schiebt, die den armen Gelsenkirchener Jungen in die Bredouille gebracht haben: So weltfremd kann nicht einmal jemand sein, der nur Fußball im Kopf hat. Dass Erdogan Deutschland mit Nazi-Vergleichen aufs übelste beschimpft hat, ist noch nicht so lange her. Das dürfte auch Özil beim FC Arsenal in London mitbekommen haben. Es wäre also eher eine Frage des Respekts gewesen, wenn Özil den Mann, der das Land, in dem er geboren wurde, in dem er aufgewachsen ist und Fußballspielen gelernt hat und für dessen Nationalmannschaft er spielt, nicht getroffen hätte. Argumente, die auf Erdogans autokratisches Regime in der Türkei und die Menschenrechtsverletzungen abzielen, muss man gar nicht bemühen.

			Das Thema hätte eigentlich vor der WM beendet sein müssen. Özil und Gündogan haben sich mit ihrem Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier im Schloss Bellevue in Berlin getroffen - das Missverständnis schien ausgeräumt. Nur die Medien und die „Fans“ der Nationalmannschaft sahen das anders. In den Vorbereitungs- und WM-Spielen wurden die beiden türkischstämmigen Nationalspieler gnadenlos ausgepfiffen. Das führt zum zweiten Teil von Özils Rücktrittserklärung. Es geht bei den Pfiffen nicht um schlechte sportliche Leistungen, das wäre auch nicht angebracht gewesen, denn Özil war noch einer der besseren im deutschen Team. Natürlich muss ein Profi mit Pfiffen umgehen können, Zuschauer sind in der Regel nachtragend. Da reicht schon ein Vereinswechsel, ein übles Foul oder eine Schwalbe, mit der ein Spieler zum Sündenbock wird. Warum also nicht auch ein kritisiertes Foto? Aber wenn ein Spieler als „Türkensau“ oder noch übler beschimpft wird, dann kann man Özils Rücktrittsgründe durchaus verstehen. Den das ist offener Rassismus.

			Auch Özils Medienschelte ist nachvollziehbar. Artikel über das Ausscheiden Deutschlands in der Gruppenphase wurden überwiegend mit Özil-Fotos illustriert. Besonders übel war die Berichterstattung in der Bild-Zeitung. Das Boulevardblatt, die auflagenstärkste deutsche Zeitung, hatte sich regelrecht auf Özil eingeschossen. Lothar Matthäus, Kapitän der Weltmeisterelf von 1990, glaubte, erkannt zu haben, dass Özil sich im deutschen Trikot nicht wohlfühle. Na ja, der „Loddar“ ist ein Vielredner, der schon lange nichts mehr auf die Reihe kriegt, aber „Bild“ ist das eine Titelzeile wert.

			Was die Bild-Zeitung nach Özils Rücktritt auf Papier und Bildschirm brachte sprengt alle Kategorien. Das erfährt man alles über dessen Jammer-Rücktritt und auch, dass Özil schon nach Mekka gepilgert ist und eine „Miss Türkei“ liebt. Der Mann kann ja kein Deutscher sein, da hat man den Gelsenkirchenern ein Kuckuckskind in die Schalker Arena gelegt. Man wird das Gefühl nicht los, dass „Bild“ auf dem Weg ist, zum Zentralorgan der rechtspopulistischen AfD zu werden.

			Die Kritik Özils am DFB ist ebenfalls berechtigt, auch wenn er oder seine Berater, die den Text verfasst haben, hier übertreiben. Dass Özil sich vom Verband alleingelassen fühlt ist nachvollziehbar, aber abgesehen davon ist ein Neuanfang nach dem Scheitern bei der WM mit Grindel kaum möglich. Enttäuschend ist, dass sich von Özils Mitspielern nur wenige geäußert haben. Das mag auch mit dem Neubeginn und dem DFB zu tun haben. Wer will sich schon aus der Nationalmannschaft reden. Immerhin haben sich Jerome Boateng, Julian Draxler, Antonio Rüdiger und Ex-Nationalspieler Lukas Podolski geäußert. Sie würdigen den Weltklassespieler und danken für die gemeinsame Zeit.

			Ansonsten: Schweigen im Walde - vor allem von Bundestrainer Joachim Löw und Manager Oliver Bierhoff. Dabei hinterlässt der Rücktritt Özils zumindest sportlich eine große Lücke. Er war der technisch beste deutsche Nationalspieler. Trotz aller Kritik, die Zahlen sprechen für Özil: Er hat 92 Mal für Deutschland gespielt, hat 23 Tore geschossen und 40 Torvorlagen gegeben. Er hatte seit 2010 bei allen WM- und EM-Turnieren die meisten Einsatzminuten und war an den meisten Toren beteiligt. Deutschland hat ein großes Reservoir an Topspielern, aber Özil wird schwer zu ersetzen sein.

			Özil wurde immer auch als Paradebeispiel für gelungene Integration benutzt. Außenminister Heiko Maas relativiert das: „Ich glaube auch nicht, dass der Fall eines in England lebenden und arbeitenden Multimillionärs Auskunft gibt über die Integrationsfähigkeit in Deutschland.“ Da liegt er gründlich falsch. Wenn ein Junge aus Gelsenkirchen, dessen Eltern im Übrigen auch schon in Deutschland geboren wurden, es zum deutschen Nationalspieler bringt, wäre das durchaus ein Zeichen für gelungene Integration. Wenn jedoch dieser inzwischen erwachsen gewordene Junge dann immer noch latenten und offenen Rassismus erfährt, ist das ein Alarmzeichen. Wie wird es dann anderen weniger talentierten Deutschen mit türkischem Migrationshintergrund gehen?
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			Randglossen

			Argentinien ist zwar nicht so arm, wie allgemein angenommen wird, sollte jedoch schon eine viel höhere Stufe erreicht haben, wenn man die objektiven Bedingungen für die wirtschaftliche Entwicklung als Grundlage nimmt. Schuld daran sind die Politiker und, im weiteren Sinne, diejenigen, die meinungsbildend oder einflussreich sind. Doch die Politiker, vor allem die Peronisten, schieben die Schuld stets an andere ab: die bösen imperialistischen Staaten, die großen multinationalen Unternehmen, die Oligarchen, womit die Reichen gemeint sind, und gelegentlich noch andere Gruppen. Und jetzt kommt noch der Internationale Währungsfonds als Bösewicht hinzu. Es ist höchste Zeit, dass die Politiker, an erster Stelle die Peronisten, sich ihrer Verantwortung für das Schicksal des Landes bewusst werden, und sich fragen, was jeder von ihnen beitragen kann, damit Argentinien den Stand erreicht, den es gemäß den objektiven Gegebenheiten schon längst haben sollte.

			Was hat Fußball mit der Relativitätstheorie zu tun? Recht viel! Nicht nur, was die Struktur von Raum (60-90m Breite und 90-110m Länge) und Zeit (90 Min.) angeht. Die Zeit ist dabei äußerst relativ. Es gibt Nachspielzeit und gegebenenfalls Verlängerung (2 mal 15 Min.). Aber noch mehr: Im Fall Özil passt ein Zitat von Albert Einstein wie der Ball ins Tor: „Wenn ich mit der Relativitätstheorie recht behalte, werden die Deutschen sagen, ich sei Deutscher, und die Franzosen, ich sei Weltbürger. Erweist sich meine Theorie als falsch, werden die Franzosen sagen, ich sei Deutscher, und die Deutschen, ich sei Jude.“ Ins Fußballerische übersetzt heißt das für Mesut Özil: Wenn wir gewinnen, bin ich Deutscher, wenn wir verlieren Türke.

			Papa kann schon sehr geschäftsschädigend sein. Donald Trumps Tochter Ivanka hat jetzt ihre Modemarke eingestellt, sie wolle sich mehr um die Politik kümmern. „Fake News“ würde Papa zu der Begründung sagen, und er hätte Recht, denn Ivankas Geschäft macht durch Boykottaufrufe wegen der Skandale und den politischen Irrungen und Wirrungen ihres Vaters gewaltig Miese. Wer den Schaden hat, muss sich auch um den Spott nicht sorgen: „Eine Schweigeminute für all die verlorenen Jobs in China“, twitterte der amerikanische Komiker John Fugelsang. Damit liegt er goldrichtig. Während Papa versucht, Jobs in den USA zu erhalten und Importe aus China mit Zöllen belegt, ließ Töchterchen ihre Produkte dort produzieren. Mit der Einstellung von Ivankas Modelabel gingen in den USA ganze 18 Arbeitsplätze verloren.
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			Starker Rückgang der Wirtschaftsleistung im Mai

			Der EMAE-Index des Statistischen Amtes (Estimador mensual de la actividad económica) weist im Mai 2018 einen interannuellen Rückgang von 5,6% aus. Der EMAE, der Mitte 2002 von Wirtschaftsminister Roberto Lavagna eingeführt wurde, ist eine grobe Berechnung des Bruttoinlandsproduktes, die auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten aufgestellt wird. Erfahrungsgemäß weicht das Ergebnis nicht stark vom BIP ab, dessen Zahlen vom INDEC vierteljährlich bekanntgegeben werden. Dennoch werden dabei Dienstleistungen und Kleinunternehmen unterschätzt. Die Dienstleistungen, die einen zunehmenden Anteil am BIP haben und sich im Zusammenhang mit der technologischen Revolution erweitert haben, stellen auch bei der Berechnung des BIP ein großes Problem, das bisher nur teilweise gelöst wurde.

			Die Entwicklung war in 12 Monaten zum Mai wie folgt:

			Monat..........Veränderung gegen Vorjahr

			Juni 2017..........+4,8%

			Juli..........+4,3%

			August..........+3,7%

			September..........+3,4%

			Oktober..........+5,2%

			November..........+4,3%

			Dezember..........+2,2%

			Januar 2018..........+4,0%

			Februar..........+5,0%

			März..........+2,1%

			April..........-0,6%

			Mai..........-5,8%

			Bei den einzelnen Sparten, die den EMAE bilden, ergibt sich für Mai 2018 folgendes Ergebnis:

			Sparte..........Veränderung gegen Vorjahr.

			Finanzen…..........+10,8%

			Bauwirtschaft..........+4,4%

			Immobilienmakler..........+4,0%

			Bergbau..........+2,6%

			Hotels & Restaurants..........+0,9%

			Handel & Reparaturen..........+0,6%

			Strom, Gas und Wasser..........-1,4%

			Industrie..........-1,4%

			Transport & Telefonie..........-4,9%

			EMAE-Index..........-5,8%

			Fischerei..........-29,2%

			Landwirtschaft..........-35,2%

			Der Staatssekretär für Wirtschaftspolitik, Guido Sandleris, erklärte, dass 5,76 Prozentpunkte vom Rückgang von 5,8% auf die Wirkung der Dürre entfallen, die sich direkt auf die Ernte von Getreide und Ölsaat, aber auch auf die Rinderwirtschaft und den Anbau von Gemüse ausgewirkt hat, dann aber auch auf den Transport, die Speiseölfabriken, die Weizenmühlen, die Industrie der Maschinen und Anlagen für die Landwirtschaft und den Handel (besonders in der Gegend der “feuchten Pampa”). Der Einbruch der Konjunktur hat somit ein besonderes Merkmal, das seine Bedeutung verringert. Man kann ihn auf alle Fälle nicht auf Fehler bei der Wirtschaftspolitik zurückführen. Das Klima und die Entwicklung der internationalen Märkte sind in Argentinien oft wichtiger, als das, was die Regierung macht.

			Für Juni ist ebenfalls ein hoher interannueller Rückgang vorgesehen, der mit der Krise auf dem Devisenmarkt und dem Abwertungssprung zusammenhängt, wobei sich selbstverständlich die niedrige Ernte weiter auswirkt, vor allem, weil Exportdevisen fehlen. 

			Nach dem Mai-Ergebnis schätzt die Regierung die Zunahme des BIP für ganz 2018 auf ca. 0,5%. Für 2019 stellte Sandleris eine Zunahme von 1,9% in Aussicht. Wenn man jedoch das Ausmaß der negativen Wirkung der niedrigen Ernte für dieses Jahr berücksichtigt, dann müsste die für die Periode 2018/19 erwartete Rekordernte von 135 Mio. Tonnen (gegen angeblich 109 Mio. Tonnen 2017/18) eine ebenso starke positive Wirkung haben. Außerdem: die unsichtbare Wirkung der technologischen Revolution und der vielen kleineren und auch größeren Investitionen, die unaufhaltsam stattfinden, wird weder von den Regierungsökonomen noch von den privaten berücksichtigt. Wenn es keine weitere Krise auf dem Devisenmarkt gibt, und die Regierung keine großen Fehler begeht, dann sollte 2019 das BIP-Wachstum über 3% liegen.

			 

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11806.png] 

			Handelsbilanz im 1. Halbjahr

			Die Handelsbilanz wies im 1. Halbjahr 2018 ein Defizit von u$s 5,1 Mrd. aus, fast doppelt so viel wie in der gleichen Vorjahresperiode. Doch im Juni lag das Defizit mit u$s 382 Mio., etwas über der Hälfte des Vorjahresdefizites von u$s 750 Mio. Die Abwertung und die Rezession haben im Juni eine phänomenale Wende herbeigeführt, die auch zur Normalisierung des Devisenmarktes beigetragen hat.

			Die Exporte lagen im 1. Halbjahr 2018 um 5,5% über dem Vorjahr, und die Importe waren um 13% höher. Im Juni lagen die Exporte jedoch um 1,4% und die Importe um 7,5% unter dem Vorjahr. Die Besserung der Handelsbilanz im Juni ist somit ausschließlich auf den Importrückgang zurückzuführen.

			Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in Prozenten) waren im Einzelnen wie folgt:

			[image: tabla_nota.png] 

			Aus diesen Zahlen geht die drastische Tendenzwende im Juni deutlich hervor. Bei den Exporten hat sich besonders die Dürre bei Getreide und Ölsaaten ausgewirkt. Bei Industrieprodukten handelt es sich vornehmlich um Kfz, die nach Brasilien geliefert wurden. Der Sprung bei Brennstoffen und Energie fällt auf, der zum großen Teil auf Gaslieferungen nach Chile zurückzuführen ist, die durch Importe aus Bolivien ausgeglichen werden. 

			Trotz des Rückganges im Juni rechnen die Consulting-Firmen Ecolatina und abeceb für ganz 2018 mit einem Handelsbilanzdefizit von u$s 8,4 Mrd., und ACM mit u$s 7,4 Mrd. Produktionsminister Dante Sica (Inhaber von abeceb) ist sich des Problems bewusst, und will unmittellbar Maßnahmen einführen, durch die bestimmte Importe begrenzt werden.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 28,08, gegen $ 28,34 in der Vorwoche. Das Schatzamt hat die Ausschreibung von u$s 100 Mio. täglich, mit Mitteln, die der IWF zur Verfügung gestellt hat, diese Woche fortgesetzt, womit schon insgesamt über u$s 3 Mrd. eingesetzt wurden. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 58,80 Mrd., gegen u$s 58,92 eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.6.19 bei $ 36,55, was einen Jahreszinssatz von 36,72% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 8,57%, lag jedoch immer noch um 2,34% unter Ende Dezember 2017.

			***

			Die Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine unterschiedliche Entwicklung. Im Einzelnen war es wie folgt: Argentina 2019: ohne Veränderung; Argentina 2021: +0,51%; Argentina 2026: -0,74%; Argentina 2048: -1,23%; Bonar 2024: +0,48%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 631,49 je Gramm gehandelt (Vorwoche: 627,98), und bei 24 Karat zu $ 1.040,12 ($ 1.034,33).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 23.7.18 um 34,22%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 34.28% zu.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 23.7.18 um 46,62% auf $ 2,50 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos nahmen um 48,28% auf $ 1,63 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 5,14% auf u$s 31,58 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 18,44% auf u$s 16,53 Mrd. zu.

			***

			Die ZB brachte am Mittwoch Schatzscheine in Dollar (Letes) in Höhe von u$s 400 Mio. zu 3,75% auf 182 Tage unter, womit 80% der Amortisation bestehender Dollar-Letes gedeckt wurde. 

			***

			Im Mai gingen laut Erhebung des Arbeitsministeriums 16.900 formelle Arbeitsplätze verloren. Davon waren 6.900 formelle Arbeitnehmer, 4.900 Staatsangestellte und der Rest soziale Einheitssteuerzahler. Von insgesamt 12,25 Mio. Beschäftigten entfielen im Mai 6,34 Mio. auf Arbeitnehmer des Privatsektors (+10,8% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat), 1,57% auf Einheitssteuerzahler (+2,6%); 479.500 auf Haushaltspersonal (+2,8%). 397.100 auf selbstständig Tätige (-0,1%), 3,15 Mio. auf den öffentlichen Bereich (+0,5%) und 414.300 (+6,8%) auf soziale Enheitssteuerzahler. Schwarzarbeiter sind hier nicht eingeschlossen, da diese Statistik auf den ANSeS-Daten beruht.

			*** 

			Der Geschäftsführer von Tecpetrol (vom Techint-Konzern), Carlos Ormaechea, wies darauf hin, dass die Kosten für die Förderung von Erdöl und Gas im nicht-konventionellen Lager von Vaca Muerta, um 40% über den Kosten bei Lagern dieser Art in den USA lägen. Die Produktionskosten müssten stark gesenkt werden, was zu 80% von den Unternehmen abhänge.

			***

			Das Produktionsministerium hat Maßnahmen getroffen, um kleinen und mittleren Unternehmen (Pymes) den Zugang zum Kreditversicherungssystem über die Gesellschaften mit gegenseitiger Garantie (SGR) zu erleichtern. Einmal wurde bestimmt, dass die SGR mehr Kredite dieser Unternehmen versichern müssen, um in den Genuss der Steuervergünstigungen zu gelangen. Und dann wird das Verfahren für die Kreditversicherung vereinfacht. Schließlich sollen die SRG-Gesellschaften einen Teil ihrer Reserven in Anlagen investieren, die für die Finanzierung der kleinen und mittleren Unternehmen bestimmt sind. Die Zahl der Unternehmen, die eine Versicherung erhalten, soll von jetzt 14.500 bis auf 50.000 im Jahr 2023 steigen. Die SRG-Gesellschaften wurden von Wirtschaftsminister Cavallo nach spanischem Vorbild eingeführt, haben sich jedoch nur beschränkt entwickelt.

			***

			Der Präsident der Banco de la Nación Argentina, Javier González Fraga, hat anlässlich der landwirtschaftlichen Ausstellung der „Sociedad Rural Argentina“, den Landwirten empfohlen, Dollarkredite aufzunehmen. In dieser Währung seien die Zinsen normal, während sie in Pesos übertrieben hoch seien. Er wies darauf hin, dass die Produkte, die die Landwirte erzeugen, weitgehend exportiert werden und somit auch intern Dollarwerte hätten, so dass das Kursrisiko gedeckt sei. In der Tat verfügen die lokalen Banken über hohe Dollardepositen, die einen viel höheren Kreditbetrag erlauben, als er gegenwärtig besteht. Es ist das erste Mal, dass ein Präsident der Banco Nación (oder ein Minister oder Staatssekretär) Dollarkredite empfiehlt. Die argentinische Gesellschaft spart weitgehend in Dollar, und somit müssen auch die Kredite entsprechend auf Dollar lauten. Diese Erkenntnis setzt sich jedoch in der Regierung nicht durch, wobei die Empfehlung von González Fraga ein erster Schritt in diese Richtung ist. 

			***

			Die Supermärkte, die vom INDEC erhoben werden, wiesen im Mai 2018 einen Umsatz von $ 33,59 Mrd. aus, 26,1% über dem Vorjahr. Zu konstanten Werten des Vorjahres sind es $ 21,68 Mrd., 3,6% über dem Vorjahr. In Mengen liegt die Zunahme jedoch noch höher, weil der Übergang von teuren Produkten und Marken auf billigere weiterging. Inflation und Rezession ändern zunehmend das Verhalten der Konsumenten, die rationeller einkaufen. Bei dieser Statistik sind viele unabhängige Supermärkte (wie die chinesischen) und Selbstbedienungsgeschäfte nicht eingeschlossen, deren Anteil am Konsum zugenommen hat. 

			***

			Der Umsatz der Shopping-Center, die vom INDEC erfasst werden, lag im Mai bei $ 6,02 Mrd., 31,8% über dem Vorjahr. Zu konstanten Preisen des Vorjahres lag der Umsatz bei $ 44,26 Mrd., 12% über dem Vorjahr. Hier hat sich der Umstand ausgewirkt, dass die Shopping-Centers viele importierte Produkte verkaufen, deren Preise in Dollar berechnet werden, so dass der im Mai noch gegenüber der internen Inflation zurückgebliebene Wechselkurs sich ausgewirkt hat.

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im Juni 2018 um 5% über dem Vorjahr, berichtet das Staatsunternehmen CAMMESA, das den Stromvertrieb verwaltet. Die Zunahme ist auf die Haushalte zurückzuführen, die 47% des Stromverbrauchs ausmachen, und 8,1% mehr als im Vorjahr verbrauchten. Das ist auf die Kälte zurückzuführen, nachdem die Durchschnittstemperatur im Juni bei 11,3 Grad lag, gegen 13,7 Grad im Vorjahr. Der Stromverbrauch des Handels (Anteil: 27%) stieg im interannuellen Vergleich um 4,8% und der der Industrie (Anteil: 26%) um 1,8%.

			***

			Die Zahl der Straßenverkäufer der Stadt Buenos Aires betrug im Juni 419, 41,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 7,1% unter Mai 2018, hat die argentinische Handelskammer ermittelt. Das hängt auch mit der Kälte zusammen, die die Straßenverkäufer nicht lange ertragen.

			***

			Die Zeitungskioske dürfen jetzt auch verschiedene Dienstleistungen bieten. Das hat das Arbeitsministerium mit der Gewerkschaft vereinbart. Sie dürfen jetzt auch Briefe, Pakete, Produkte, die per Internet gehandelt werden, Identitätsausweise (DNI), Pässe und Zahl- und Kreditkarten liefern. Das traditionelle Geschäft der Zeitungskioske ist in den letzten Jahrzehnten stark geschrumpft, was zur Schließung vieler Kioske geführt hat. 

			***

			Die Regierung hat die ersten zwei PPP-Verträge der öffentlich-privaten Zusammenarbeit bei Infrastrukturinvestitionen genehmigt. Der erste bezieht sich die Straßen von Olavarría bis Coronel Dorrego, und von Olavarría nach Mar del Plata, die den lokalen Firmen Paolini Hnos., Vial Agro und der italienische INC zugeteilt wurde. Der zweite bezieht sich auf die Straße, die von Buenos Aires über Córdoba bis Mendoza führt, die an die lokale Firma Cartellone zugeteilt wurde. Jetzt müssen die Gewinner noch vor dem 30. Juni zustimmen. Wenn eine Firma sich dabei zurückzieht, muss sie eine Buße von u$s 15 Mio. zahlen. Diese Klausel wird von den beteiligten Unternehmen angefochten, u.a. weil sie eine Bedrohung darstellt, die ihre Lage gegenüber Kreditgebern schwächt. In Kürze soll dann der Vertrag mit der lokalen Rovella Carranza für die Autobahn von Buenos Aires bis Cañuelas unterzeichnet werden. Und schließlich kommt noch der Konzern Helport (vom Eurnekian.Konzern), mit den lokalen Panedile, Copasa und Eleprint, für die Autobahn von Buenos Aires nach Rosario und von dort nach Córdoba.

			***

			Das Amt, das für staatliche Immobilien u.a. Güter zuständig ist, AABE (Agencia de Administraciòn de Bienes del Estado) hat in der Vorwoche ein Grundstïck von 7.828 qm, im Bezirk Palermo, auf der Strasse Ortiz de Ocampo, zwischen den Eisenbahnen Mitre und San Martín, per Internet versteigert und für u$s 40 Mio. an den Treuhandfonds Vias Ocampo zugeteilt. In Zukunft sollen alle staatliche Immobilien mit diesem System versteigert werden. Auf dem Gelände befindet sich u.a. ein Fußballplatz, den die Firma Ocampo Futbol betreibt, mit einem Mietvertrag, der am 31.10.19 abläuft. Dort können 35.000 qm gebaut werden.

			***

			Eine Studie der Wirtschaftler Lisandro Barry und Carlos Quaglio (die Néstor Scibona in der Zeitung La Nación zitiert), ergibt, dass Argentinien in den letzten 74 Jahren nur 14 mit einer Inflation unter 10% hatte, dass es ab 1952 14 Rezessionen, 7 Devisenmarktkrisen, 2 Bankenkrise und 3 Krisen bei der Staatsschuld gab. Ab 1930 gab es 26 Systeme für die Spielregeln des Devisenmarktes. 

			***

			Die Wintersaison ist dieses Jahr in Bariloche besonders gut, einmal, weil es viel geschneit hat, und dann, weil Ferien im Ausland wegen der Abwertung teurer geworden sind. In der Vorwoche waren die Hotels zu 90% und auch zu 100% besetzt. Für die ganze Saison wird mit 400.000 Touristen gerechnet. Auch in San Martín de los Andes wird ein Rekord erwartet.

			***

			In den ersten 5 Monaten 2018 wurden 2,2 Mio. Fernsehapparate in Tierra del Fuego erzeugt, 97% über dem Vorjahr, gab die Kammer der Branche AFARTE (Asociación de Fábricas Argentinas Terminales de Electrónica) bekannt. Außerdem handelt es sich dieses Jahr weitgehend um Fernsehapparate mit einem größeren Bildschirm und fortgeschrittener Technologie. Die Zunahme der Nachfrage ist zum großen Teil eine Folge der Fußballweltmeisterschaft. In der gleichen Periode wurden 4,1 Mio. Mobiltelefone und 330.000 Luftkühlapparate erzeugt. Es handelt sich grundsätzlich um Montage importierter Teile, so dass der lokale Zusatzwert gering ist und die Produkte teurer als die importierten (ohne Zoll) sind. Bei Computern hat die Macri-Regierung den Importzoll schon im Dezember 2015 abgeschafft, so dass keine mehr in Feuerland montiert wurden. Diese Maßnahme wurde getroffen, weil Computer einen wesentlichen Bestandteil der Modernisierung und des Effizienzfortschritts der Unternehmen darstellen. 

			***

			Energieminister Javier Iguacel erklärte, die Tarife für Strom und Gas würden im Oktober nur zwischen 25% und 30% erhöht. Dabei verbleibt ein hohes Defizit, das mit Subventionen gedeckt wird, die im Juni wegen der Abwertung um 74,6% über dem gleichen Vorjahresmonat lagen. Iguacel hat auch Verhandlungen mit den Unternehmen aufgenommen, die Gas erzeugen und Kraftwerke betreiben, damit der Preis, der ihnen gezahlt wird, der grundsätzlich an den Dollar gebunden ist, nicht so stark erhöht wird.

			***

			Das Schlachthaus Fridevi, in Viedma, Provinz Rio Negro, hat den ersten argentinischen Export von Rindfleisch nach Japan vollzogen. Es handelt sich um 200 kg Lende, die per Flugzeug befördert werden. Danach folgt in Kürze ein Container mit 10 Tonnen Rindfleisch von hoher Qualität. Japan konsumiert wenig Rindfleisch, und verfügt auch über wenig Rinder. 2017 betrugen die Rindfleischimporte u$s 3,1 Mrd.

			***

			Die Weltbank hat Argentinien einen neuen Kredit für u$s 300 Mio. erteilt, der für die Entwicklung des Straßennetzes im Nordwesten des Landes bestimmt ist.

			***

			Im Juni 2018 gab es 1,11 Mio. einzelne Dollarkäufe für Hortungszwecke für einen Betrag von u$s 3,89 Mrd., was sich mit 1,08 Mio. Einzelkäufen und u$s 5 Mrd. im Mai 2018 vergleicht. Die Käufe von über u$s 2.000 stellten im Juni 80% des Gesamtbetrages dar. Im 1. Halbjahr 2018 stieg die Kapitalflucht (die in Dollarkäufen und Überweisungen ohne spezifischen Zweck zum Ausdruck kommt) gegenüber dem Vorjahr um 117% auf u$s 16,67 Mrd.

			***

			Innerhalb der Zahlungsbilanz weist die Bilanz des Tourismus u.a. grenzüberschreitender Reisen im Juni 2018 ein Defizit von u$s 588 Mio. aus, 33% unter Juni des Vorjahres um 32% unter Mai dieses Jahres. Die Ausgaben im Ausland von Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, gingen im interannuellen Vergleich um 29% zurück, und die Ausgaben von ausländischen Touristen in Argentinien sanken um 11%.

			***

			Die Leistungsbilanz verzeichnet im Juni ein Defizit von u$s 387 Mio., das sich mit einem von u$s 1,57 Mrd. im Juni 2017 und u$s 2,30 Mrd. im Mai 2018 vergleicht.

			***

			Produktionsminister Dante Sica erkärte, das Programm der schrittweisen Verringerung der “nicht automatischen Importgenehmigungen” werde aufgehoben, und statt dessen würden neue technische Normen erlassen, um den Import zu bremsen.

			***

			Das technologische Institut der Landwirtschaft INTA weist darauf hin, dass der Boden in der landwirtschaftlichen Gegend des Landes nach den Regenfällen der letzten Monate viel Feuchtigkeit gesammelt hat und sich in gutem Zustand für die Aussaat von Getreide und Ölsaat befindet. Es sind in dieser Gegend keine bedeutenden Fröste vorgesehen. Diese Jahr tritt wieder das Phänomen “El niño” ein, das in der Näherung einer warmen Meeresströmung im pazifischen Ozean an die südamerikanische Küste besteht, und mit mehr Wasserverdunstung und mehr Regen auf dem Kontinent verbunden ist.

			***

			Telefónica de Argentina, Filiale der spanischen Telefónica, hat vor dem Handelssekretariat die Fusion von Telecom und Cablevisión (Gruppe Clarín) beanstandet, weil dadurch eine marktbeherrschende Position geschaffen werde. Die aus der Fusion entstanden Firma werden fast 60% des Breitbandverkehrs im Lande konzentrieren, wobei es in bestimmten Städten sogar 90% sein werde. Die nationale Kommission über Konkurrenzschutz muss jetzt entscheiden.

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den die Consulting-Firma von Orlando Ferreres aufstellt, weist für Juni einen interannuellen Rückgang von 5% auf, womit das erste Halbjahr 2018 um 0,2% unter dem Vorjahr liegt. Im Juni wirkten sich besonders Abnahmen bei Nahrungsmitteln und Getränken, sowie Maschinen und Anlagen aus, wobei auf der anderen Seite Tabakprodukte, Papier und Pharmaprodukte relativ hohe Zunahmen aufwiesen.

			***

			Im Juni 2018 wurden 46% mehr LED-Lampen verkauft als im Mai 2018, berichtet das Handelsskretariat. Im Mai wurden diese Lampen in das Programm der gepflegten Preise aufgenommen, mit Rabatten von 45%. Die LED-Lampen verbrauchen 80% weniger Strom als normale Glühlampen und 45% weniger als die Lampen mit Leuchtröhren. Der Übergang auf LED-Lampen wird besonders durch den höheren Stromtarif gefördert.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Mercosur-Behörden haben am Montag Verhandlungen mit Singapur über ein Freihandelsabkommen eingeleitet. Das klingt merkwürdig, da Singapur eine sehr offene Wirtschaft hat, mit einem sehr hohen Außenhandelskoeffizient, was von vorne herein Konflikte mit einem weitgehend stark geschlossenem Gebiet wie der Mercosur schafft.

			*** 

			Der IWF hat de Inflation in Venezuela für ganz 2018 auf etwa eine Million Prozent geschätzt. Der Direktor für die westliche Hemisphäre des Fonds, Alejandro Werner, erklärte, die Lage sei ähnlich wie in Deutschland 1923 und Zimbabwe 2008. Im April hatte der IWF noch mit einer Jahresinflation von 13.000% gerechnet. 2016 ging das Bruttoinlandsprodukt um 16,5% zurück und 2017 um 14%. Der Zusammenbruch wäre noch größer, wenn der Dollar nicht in großem Umfang als interne Währung eingesetzt würde.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Werthein-Gruppe

			Dieser lokale Konzern hat in Verbindung mit der US-Firma Seaborn ein Projekt über die Legung eines optischen Internet-Kabels auf dem Meeresgrund eingeleitet, das eine Investition von u$s 70 Mio. darstellt. Die Firma Seaborn spezialisiert sich auf die Einrichtung und Betreibung von Fernverbindungskabeln dieser Art. Das neue Kabel soll grundsätzlich Buenos Aires mit New York verbinden. Die Legung des Kabels soll unmittelbar beginnen und 2019 vollendet werden. Der Werthein-Konzern ist unlängst aus der Telefongesellschaft Telecom ausgestiegen, bleibt jedoch jetzt indirekt mit der Telefonie verbunden.

			Banco Macro

			Diese lokale Bank, kontrolliert von Jorge Brito, hat mit der Bank “Banco de Transacciones y Servicios” (BTS) die Übertragung des Kundenportefeuilles des normalen individuellen Geschäftes vereinbart, was auch 30 Agenturen einschließt. Die BTS verbleibt jetzt als reine Grossistenbank.

			IMPSA

			Diese Firma, mit Fabrik in Mendoza, hat drei große Turbinen für das Wasserkraftwerk Colider, im Staat Matto Grosso, nach Brasilien exportiert. Der Gesamtwert der Lieferung betrug u$s 700 Mio. Die Kapazität des Kraftwerkes liegt leicht über 300 MW. Diese schlüsselfertige Lieferungen umfasst außer den Turbinen auch die ganze elektromechanische Ausstattung, erklärte der Geschäftsführer Juan Carlos Fernandez, der Enrique Pescarmona ersetzt, der nach dem Konkursverfahren von der Firma ausgeschieden ist. IMPSA hat auf dem Gebiet der Turbinen für Wasserkraftwerke eine langjährige Erfahrung und hat ein hohes technologisches Niveau erreicht. Das Problem der Firma kam auf, als sie auch Windkraftanlagen erzeugte und lieferte, dabei aber technologisch nicht auf der Höhe war.
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			Die Diskussion über das Abkommen mit dem IWF

			Von Juan E. Alemann

			Politisch haben Maßnahmen einer Regierung, die dazu bestimmt sind, Schlimmes zu vermeiden, keine positive Wirkung. Es geht auch Unternehmensberatern so, die für guten Rat, dank dem ein schlechtes Geschäft vermieden wird, kein Honorar erhalten, wie es bei einem Rat für ein gutes Geschäft möglich wäre, das einen hohen Gewinn abwirft. Die Macri-Regierung hat grundsätzlich das Verdienst, dass sie eine tiefe strukturelle Krise vermieden hat, die bei Fortführung der Politik von Cristina Kirchner unvermeidlich gewesen wäre. Doch Investitionen, die dazu dienen die Energieversorgung in Zukunft zu sichern, und auch viele andere, die für Wachstum bestimmt sind, werden von der meisten Menschen ignoriert. Dass Argentinien effektiv wie Venezuela hätte enden können, wird nicht ernst genommen. 

			Mit dem Abkommen der Macri-Regierung mit dem Internationalen Währungsfonds ist es jetzt auch so: ohne das Abkommen wäre der Wechselkurs weiter gestiegen und die Inflation hätte sofort einen viel höheren Stand erreicht, wobei der Sprung zur Hyperinflation dann nicht mehr fern gelegen wäre, und auf alle Fälle eine viel tiefere Rezession eingetreten wäre, als es jetzt der Fall ist. Die öffentliche Meinung nimmt dies jedoch kaum zur Kenntnis. Und von den Radaubrüdern, die gegen den Fonds auf die Straße gehen, kann man ohnehin nicht erwarten, dass sie verstehen, was der IWF überhaupt ist. Allerlei Politiker, vor allem aus dem linken Spektrum, stellen den Fall genau umgekehrt dar: der IWF hat nicht eine Megakrise vermieden, sondern er hat sie geschaffen. Obwohl dies wirklich dummes Zeug ist, wird es ständig wiederholt, auch von viel gesehenen Fernsehkommentatoren, und ganz besonders von den Kirchneristen. Dagegen kann die Regierung nur mit einer baldigen Überwindung der Rezession und besseren Zahlen bezüglich Beschäftigung ankommen. Deshalb muss darauf geachtet werden, dass keine großen Fehler begangen werden. Spätestens im 1. Quartal 2019 sollte es wieder aufwärts gehen, und objektiv besteht kein Grund, damit es nicht so kommt.

			Das Abkommen mit dem IWF bezieht sich grundsätzlich auf die progressive Ausmerzung des Defizits der Staatsfinanzen, so dass die Staatsverschuldung nur noch mäßig zunimmt, und auf die Sanierung der Zentralbank, was sich einmal auf den Einsatz von IWF-Mitteln als Ausgleich für die Lebac-Wechsel bezieht.

			Indessen muss grundsätzlich der Bestand der ZB Lebac durch Schatzscheine in Dollar ersetzt werden. Es ist gewiss viel vernünftiger, dass der Staat Geld zu 4% und 4,5% in Dollar aufnimmt, wie es vor zwei Wochen schon geschah, als dass er Zinsen von 47%, und auf dem sekundären Markt sogar mehr, auf diese Titel in Pesos bezahlt. Denn diese hohen Zinsen, die eine starke Breitenwirkung haben, setzen eine hohe Inflation voraus, da sie bei Rückgang der Inflation zunehmend untragbar werden und rezessiv wirken. Der Bestand der Lebac ist schon von $ 1,2 Bio. auf knapp über $ 900 Mrd. gesunken, ist aber immer noch so hoch, dass er die ZB zwingt, hohe Zinsen beizubehalten. Wenn die Lebac, von denen wöchentlich ein großer Teil verfällt, nicht erneuert werden, besteht die Gefahr, dass die Mittel in Dollar angelegt werden, was zu einer kritischen Lage auf dem Devisenmarkt führen würde. Das würde die Hoffnung der Regierung auf eine baldige Erholung über den Haufen werfen. 

			Der Tausch von Lebac durch Schatzscheine (Letes) in Dollar muss beschleunigt werden. Die u$s 30 Mrd., die notwendig sind, um den Restbestand der Lebac zu kaufen, können zum großen Teil auf dem lokalen Markt bestimmt aufgetrieben werden, wenn man bedenkt, dass die Federal Reserve der USA den Bestand an Bardollar, der in Argentinien gehalten wird, auf ca. u$s 50 Mrd. schätzt. Um die Unterbringung der Dollar-Letes zu fördern sollte auch eine Sonderweißwaschung eingeführt werden, z.B. indem das Steueramt zunächst davon Abstand nimmt, den Ursprung der Dollar zu untersuchen, und dann, indem der Betrag der gezeichneten Letes nach drei Jahren als völlig legal ins Vermögen aufgenommen werden kann. 

			Die Auflagen des Abkommens mit dem IWF werden kaum erfüllt werden können. Einmal ist die Inflation schon jetzt höher, als sie versprochen wurde. Dann wird das Defizit im kommenden Jahr voraussichtlich höher ausfallen als vereinbart. Es wird angenommen, dass der Fonds diese u.a. Abweichungen, sofern sie nicht zu groß sind, mit einem sogenannten “Waiver” verzeiht. Doch bei einer höheren Abweichung wird der Fall problematischer, obwohl der Fonds mit Cristine Lagarde eine mildere Haltung einnimmt als zur Zeit, in der Anne Krueger als Vizepräsidentin, in Vertretung der USA, eine harte Stellung durchsetzte. Auch die persönliche Freundschaft von Macri mit Trump dürfte dazu beitragen, dass der IWF mehr Verständnis für Argentinien hat, und Hilfe der Bestrafung voransetzt.

			Um zu sichern, dass es nicht zu einer kritischen Lage kommt, muss noch sehr viel getan werden. Die Ersparnis von insgesamt $ 300 Mrd., von der $ 200 Mrd. auf den Nationalstaat und $ 100 Mrd. auf die Provinzen entfallen, die für 2019 vorgesehen ist, erfordert viele technisch und/oder politisch komplizierte Entscheidungen, die im Hinblick auf die Wahlen vom nächsten Jahr noch schwieriger sind, als es ohnehin schon der Fall ist..

			Der Fonds soll laut Abkommen nicht bereit sein, in Zukunft Mittel für die Erhaltung des Wechselkurses beizusteuern, wie er es in letzter Zeit getan hat, und angeblich will er auch die Kapitalflucht nicht finanzieren. Das bedeutet, dass der Fonds einen real hohen Wechselkurs voraussetzt. Das schafft jedoch Probleme bei der Einkommensverteilung, die eventuell durch Exportzölle gemildert werden können, löst aber auf alle Fälle das Problem nicht. Es ist begreiflich, dass Macri die Einweihung der Ausstellung des Verbandes “Sociedad Rural Argentina” nicht mit der Einführung von Exportzöllen trüben will. Aber danach ist es möglich, dass er dem Druck seiner Partner der radikalen Partei (UCR) und seiner Fachbeamten nachgibt. Es geht hier nicht nur um Sojabohne, bei der das System der progressiven Senkung des Exportzolls von jetzt 26,5% auf 18% im Dezember 2019 ohnehin keinen Sinn hat, weil es die Haltung des Bestandes durch die Landwirte fördert und somit die Exporte besonders jetzt, wo sie bitter notwendig sind, verringert. Es handelt sich um Exportzölle für Weizen, Mais, Sonnenblume, Gerste u.a. Arten von Getreide und Ölsaat, die einen Abzug von 10% nach einer Abwertung von insgesamt 60% gut vertragen können. Das Argument der Landwirte, dass ihre Kosten auch “dollarisiert” seien, stimmt nur zum geringsten Teil. Löhne, Kosten für Reparaturen und Instandhaltung u.a. Kostenelemente werden in Pesos ohne Bezug auf den Wechselkurs berechnet. Nur die Preise von Chemikalien und zum großen Teil auch Dieselöl halten sich an den Dollarkurs. 

			Das Abkommen mit dem IWF erwähnt in keinem Sterbenswörtchen die Notwendigkeit der Beschränkung der Importe und der Behinderung von Dollarkäufen für Hortung und Auslandsreisen. Ein Leistungsbilanzdefizit von weit über u$s 30 Mrd., im Jahr, wie es gegenwärtig besteht, zu dem noch eine Kapitalflucht von gut u$s 20 Mrd. hinzukommt, kann sich das Land gewiss nicht leisten. Dass der Fonds dies im Abkommen nicht erwähnt, bedeutet nicht, dass die Regierung keine Maßnahmen ergreift, um das Problem zu lösen.

			Die IWF-Direktorin Cristine Lagarde hat von Anfang an betont, dass die konkrete Gestaltung der Wirtschaftspolitik Sache der argentinischen Regierung sei. Den Fonds interessiert grundsätzlich nur das globale Ergebnis bezüglich der Staatsfinanzen und Inflation. Die Regierung sollte somit nicht Anweisungen des Fonds über die allgemeine Gestaltung der Wirtschaftspolitik erwarten. Der Fonds ersetzt die Machtbefugnisse der argentinischen Regierung in keiner Weise, wie es linke Kritiker behaupten, kann jedoch im Gespräch mit den zuständigen Beamten, eventuell auch mit dem Präsidenten, eine unverbindliche Meinung abgeben, was etwas ganz anderes ist. Dass der IWF dabei wahrscheinlich zu sehr auf Marktwirtschaft setzt und die argentinische Lage nicht ganz versteht, sollte kein Problem sein.
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			Beschleunigung der Verringerung des Defizites der Staatsfinanzen

			Von Juan E. Alemann

			Die Zahlen über die Staatsfinanzen im 1. Halbjahr 2018 ergeben, dass das primäre Defizit (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) um 0,2% des Bruttoinlandsproduktes unter dem Plansoll lag. Es betrug nur 0,9% des BIP, statt der vorgesehenen 1,1%. In absoluten Zahlen nahm das Defizit von $ 116,80 Mrd. im 1. Halbjahr 2017 auf $ 69,16 Mrd. im 1. Halbjahr 2018 ab. Das Defizit der Zinslast lag bei 1,1% des BIP, wie im Vorjahr, so dass auch das echte Defizit, das als “finanziell” bezeichnet wird (weil es auch Zinsen umfasst), um 1,7% zurückging. In absoluten Zahlen wurde für Zinsen dieses Jahr $ 233,10 Mrd. aufgewendet, 79,8% oder $ 96,63 Mrd. mehr als im 1. Halbjahr 2017. Die Staatsverschuldung in Pesos, die im Wesen gegenüber der ZB und der ANSeS besteht, nimmt als Folge der Inflation real ab, also auch in Prozenten des BIP. Auch hier wirkt die hohe Inflation paradoxerweise positiv für die Staatsfinanzen. In absoluten Zahlen stieg das echte Defizit (primäres Defizit mit Zinsen) um 19,3% (also weniger als die Inflation) auf $ 302,26 Mrd. 

			Die Zinslast sollte in Zukunft auch sinken, weil Staatstitel, die zu relativ hohen Zinsen auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht wurden, schrittweise durch Staatstitel in Dollar ersetzt werden, die zu viel niedrigeren Zinsen auf dem lokalen Finanzmarkt abgesetzt werden, und dann, weil die IWF-Finanzierung viel billiger ist, als die von Banken und vom Kapitalmarkt. Doch auf der anderen Seite steigt die gesamte Staatsschuld weiter. Doch dabei haben die (billigen) Kredite der internationalen Finanzanstalten einen zunehmenden Anteil. 

			Es ist begreiflich, dass das Schatz- und Finanzminister Nicolás Dujovne begeistert über dieses Ergebnis ist, nachdem er sich eingehend und im Detail um die Streichung unnötiger oder überhöhter Ausgaben gekümmert hat, und weiter in diesem Sinn intensiv tätig ist. 

			Indessen ist dieser Erfolg auch eine direkte Konsequenz der Inflation und der Gehaltspolitik. Denn die Einnahmen (vorwiegend Steuereinnahmen) stiegen gegenüber dem 1. Halbjahr 2017 um 26,3% und die Ausgaben nur um 19,3%. Abgesehen von der Verringerung der Subventionen, der Staatsinvestitionen und der Zuwendungen an die Provinzen, hat sich hier die Tatsache ausgewirkt, dass die Beamtengehälter gesamthaft nur um 19,1% über dem Vorjahr lagen, wobei die Zahl der Beamten sich kaum verändert hat. Diese Gehälter sind real gefallen, und das muss so sein, nicht nur um die Belastung der Staatsausgaben zu verringern, sondern auch, damit Staatsangestellte auf den privaten Bereich übergehen, wie es in früheren Zeiten der Fall war. Unter den Kirchners wurden die Beamtengehälter stark erhöht, so dass sie jetzt immer noch über den Gehältern im privaten Bereich liegen, so dass sich alle Beamten an den staatlichen Arbeitsplatz klammern. 

			Doch die Zahlungen an Rentner, plus Kindergelder u.a. direkte sozialen Ausgaben, sind im 1. Halbjahr 2018 gegenüber dem Vorjahr um 29,2% gestiegen. Das ist eine Folge der gesetzlich festgelegten Indexierung und der Berichtigung vieler Einzelfälle, in denen die Pensionäre weniger erhielten, als ihnen gesetzlich zustand, die die Macri-Regierung verfügt hat. Hinzu kommt noch die ständige Zunahme der Zahl der Rentner, als Folge der Alterung der Bevölkerung. Die Sozialausgaben machen über zwei Drittel der Gesamtausgaben aus, so dass die Sparbemühungen auf anderen Gebieten sehr groß sein müssen, um gesamthaft eine Abnahme zu erreichen. 

			Die Subventionen für öffentliche Dienste lagen im 1. Halbjahr 2018 um 8% über dem Vorjahr, was real eine Abnahme von ca. 20% zum Ausdruck bringt. Indessen setzte in den ersten 5 Monaten 2018 eine interannuelle nominelle Abnahme von 9% ein, während diese Subventionen im Juni als Folge der Abwertung um 74,6% über dem Vorjahr lagen. Das bedeutet, dass die Tarife für Strom, Gas, Wasser und persönlichen Transport im 2. Halbjahr stark steigen müssen, auf alle Fälle über die allgemeine Inflation. Doch gerade das ist gegenwärtig sehr konfliktreich.

			Die Staatsinvestitionen lagen dieses Jahr um 19,9% unter dem Vorjahr, also real um gut 40%. Da jedoch Objekte, die sich schon im Durchführungsstadium befanden, weitergeführt wurden, kommt die Kürzung, die verfügt wurde, erst im 2. Halbjahr 2018 und dann 2019 voll in Erscheinung. Da auch die Zuwendungen an die Provinzen, die weitgehend für Investitionen eingesetzt werden, im 1.Halbjahr um 5,5% unter dem Vorjahr lagen, ist die Gesamtwirkung höher. Theoretisch sollte dies durch die neuen Investitionen in Infrastrukturprojekten mehr als ausgeglichen werden, die im Rahmen des PPP-Programmes (“participación público privada”) über öffentlich-private Zusammenarbeit vollzogen werden. Doch hier muss sich die Regierung bemühen, Hindernisse zu überwinden, die bei einem so neuartigen System unvermeidlich auftauchen, und auf alle Fälle im Zweifelsfall die unternehmerfreundlichen Lösungen befürworten. Das hat Präsident Macri zunächst nicht getan, indem er auf der Buße von u$s 15 Mio. bei Rücktritt vom Vertrag bestand. Das war eine große Fehlentscheidung. Außerdem kann die Bürokratie, die stets Komplikationen schafft, der Regierung bei den PPP-Verträgen einen bösen Streich spielen. Es muss auf alle Fälle eine Verfolgung der einzelnen Verträge auf höchster Ebene geben, damit alles programmgemäß läuft. 

			Was die Einnahmen betrifft, so stiegen die Steuereinnahmen um 22%, während die Renten auf Staatseigentum um 160% zunahmen. Das bezieht sich auf den Gewinn des Sonderfonds, den die ANSeS verwaltet. Doch dieser Gewinn ist für die Rentner bestimmt und sollte somit nicht vom Schatzamt als echte Einnahme gebucht werden. Die Steuereinnahmen dürften im 2. Halbjahr wegen der Inflation stark zunehmen, aber eben, nicht genug. Die Regierung bemüht sich in letzter Zeit intensiv um die Erfassung der Hinterziehung, die immer noch untragbar hoch ist, vor allem bei der Einkommenssteuer (die hier immer noch Gewinnsteuer heißt, was falsch ist, obwohl Macri die Änderung der Bezeichnung angekündigt hat). Es ist positiv, dass das Steueramt jetzt auch außerhalb des Zoos jagt, und sich um die Erfassung von Hinterziehern bemüht, die den formellen AFIP-Kontrollen entgehen. Doch auf der anderen Seite führt die jüngste Steuerreform zu einem zunehmenden Einnahmeverlust, der mit den ehrgeizigen Zielen, die bei den Staatsfinanzen mit dem IWF vereinbart worden sind, kaum vereinbar ist. Die Schecksteuer, die gewiss wirtschaftlich eine “schlechte” Steuer ist, verschwindet nach und nach wegen der Anrechnung auf die Gewinnsteuer. Das sollte zumindest hinausgeschoben werden. Ebenfalls sollte sich Macri das Thema der Exportzöllen überlegen.

			Dieses Jahr wird die Regierung voraussichtlich das Plansoll eines primären Staatsdefizits von 2,7% des BIP erfüllen, und eventuell sogar ein geringeres Defizit erreichen. Das wirkliche Problem taucht nächstes Jahr auf, mit dem Ziel eines primären Defizits von 1,3% des BIP. Die Bank Morgan Stanley tippt auf 1,8% und private Wirtschaftler sind auch skeptisch über die Erreichung des offiziell verpflichteten Zieles. 

			Beiläufig sei bemerkt, dass das Defizit auf der einen Seite in Wirklichkeit höher ist, weil die Zuwendungen des ANSeS-Fonds, der für die Rentner bestimmt ist, und die Abhebung des ZB-Gewinnes, der rein buchmäßig ist und auf der Berechnung der Reserven in Pesos beruht, nicht als laufende Einnahmen gebucht werden sollten, womit das Defizit höher wäre. Der Verband für Studien über die Staatsfinanzen ASAP gelangt zu einem ungünstigeren Ergebnis als Dujovne, weil er die verpflichteten Ausgaben und nicht die tatsächlich ausgegebenen Beträge nimmt. Doch das hat keine große Bedeutung. 

			Doch auf der anderen Seite ist der Prozentsatz des Defizits bezogen auf das BIP geringer, weil dieses in Wirklichkeit höher ist. Die Berechnung des Bruttoinlandsproduktes ist sehr schwierig, und die technologische Revolution und die vielen strukturellen Änderungen der argentinischen Wirtschaft haben sie noch mehr erschwert. Die heute angewendete Methodologie stammt aus dem Jahr 1994, und ist somit veraltet. Abgesehen davon, ergibt eine Korrelation des BIP mit Zahlen, die den Wohlstand zum Ausdruck bringen (Lebensmittelkonsum, Stromverbrauch, Brennstoffverbrauch, Zementverbrauch, Automobilbestand u.s.w., alles pro Kopf der Bevölkerung), im Vergleich zu anderen Ländern, dass das argentinische BIP weit über den knapp über u$s 600 Mrd. liegen muss, die offiziell angegeben werden. Die u$s 15.000 pro Kopf der Bevölkerung erscheinen auf ersten Blick als zu niedrig, wenn man das Land mit anderen vergleicht, die über u$s 25.000 ausweisen. Somit wäre sowohl das Defizit wie die Staatsschuld im Verhältnis zum BIP auch geringer.

			 

			 

		

	